® 
Sonder- Beilage 
zum Amtsblatt Stück 39 der Königl. Preuß. Regierung zu Frankfurt a. O. 


Ausgegeben den 23. September 1908. 


Landespolizeiliche Anordnung. 


Da die Influenza der Pferde (Bruſtſeuche und Rotlaufſeuche oder Pferdeſtaupe) vielfach in Deutſch⸗ 
land herrſcht und die Gefahr der weiteren Verbreitung der Seuchen auch für den Regierungsbezirk 
Frankfurt a. O. beſteht. ordne ich unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 
29. Juli d. Is. (R. G. Bl. S. 479), betreffend die Anzeigepflicht für die als Influenza der Pferde be⸗ 
zeichneten Krankheiten, mit Genehmigung des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten anf 
Grund der 88 18— 29 des Reichsviehſeuchengeſetzes vom 23. Juni 1880/1. Mai 1894 (R. G. Bl. 1894 
S. 409) bis auf weiteres folgendes an: 

81. 
Der erſtmalige Ausbruch einer der eingangs bezeichneten Seuchen in einem bis dahin ſeuchefreien 
Gehöft iſt nach Feſiſtellung durch den beamteten Tierarzt von der Ortspolizeibehörde ſofort auf ortsübliche 
Weiſe und durch Bekanntmachung in dem für amtliche Kundmachungen beitimmten Blatte (Kreis⸗, Amts⸗ 
blatt uſw.) zur öffentlichen Kenntnis zu bringen, auch den Ortspolizelbehörden aller dem Seuchenorte 
benachbarten deutſchen Gemeinden und Gutsbezirke mitzuteilen. Die Ortspolizeibehörden dieſer Gemeinden 
und Gutsbezirke haben gleichfalls den Seuchenausbruch zur Kenntnis der Ortseinwohner zu bringen. Die 
zuſtändige Ortepolizeibehörde hat ferner von jedem erflen Seuchenausbruch in einer Ortſchaft, ſowie von 
dem Erlöſchen der Seuche dem Generalkommando desjenigen Armeekorps, in deſſen Bezirk der Seuchenort 
liegt, ſofort ſchriftliche Mitteilung zu machen. Iſt der Seuchenort ein Truppenſtandort, ſo iſt die Mit⸗ 
tellung auch dem Gouverneur, Kommandanten oder Garniſonälteſten zu machen. In der Anzeige an die 
Militärbehörde iſt anzugeben, ob Bruſtſeuche oder Rotlaufſeuche (Pferdeſtaupe) vorliegt. 
Eine gleiche Mitteilung iſt ſeitens der Polizeibehörde den Vorſtehern der Königlichen Hauptgeitüte 
und Landgeſtüte von den Ausbrüchen zu machen, die ſich in der Umgegend der Haupt⸗ oder Landgeſtüte 
ereignen. Während der Deckperiode find auch die Stationshalter der Hengſtſtationen in der Nachbarſchaft 
des Seuchenortes zu benachrichtigen. 
Das Seuchengehöft iſt am Haupteingangstor oder an einer ſonſtigen geeigneten Stelle in augen⸗ 
fälliger und haltbarer Weiſe mit der Inſchrift „Pferde⸗Influenza“ zu verſehen. 


8 2. 
Iſt ber Ausbruch der Influenza unter dem Pferdebeſtande eines Gehöftes durch das Gutachten 
des beamteten Tierarztes feitgeftellt, fo bedarf es bis zum Erlöſchen der Seuche (§ 8) einer amtstterärzt- 
lichen Feſtſtellung weiterer Krankheitsfälle unter den Pferden des verſeuchten Gehöftes nicht mehr. 


8.8: 

Iſt in einem Pferdebeſtande die Influenza oder der Verdacht der Seuche von dem beamteten Tierarzte 
feſtgeſtellt worden, fo kann die Ortspolizeibehörde auf Antrag des Streistierargtes und mit Genehmigung 
ann 995 ſofortige Abſonderung der ſeuchekranken und ſeucheverdächtigen Pferde von den gefunden 
an 95 nen, ſofern dieſe Maßregel ohne beſondere Schwierigkeiten ausführbar iſt. Die Trennung 

* un zu bewirken, daß auch jede mittelbare Berührung vermieden wird. 

Anor de enn 10 Fällen kann der beamtete Tierarzt ſchon vor polizeilihem Einſchreiten die vorſtehenden 
gen vorläufig treffen. Sie ſind alsdann dem Befitzer der Tiere oder deſſen Vertreter entweder 


zu Protokoll oder dur i = 3 ; . 8 
Aandrate sofoks 90 1 Verfügung zu eröffnen, auch iſt davon der Ortspolizeibehörde und dem 


Die ſeuchekranken und die der Seuche verdächtigten Pferde unterliegen der Gehöftſperre. 

Die Entfernung der der Gehöftſperre unterworfenen Pferde aus dem Seuchengehöft darf ohne 
ausdrückliche Erlaubnis der Polizeibehörde nicht ſtattfinden. Dieſe Erlaubnis darf nur unter der Bedingung 
erteilt werden, daß bei der Fortſchaffung der Pferde jede mittelbare und unmittelbare Berührung mit 
anderen geſunden Pferden vermieden wird. Nach einer Ueberführung in ein anderes Gehöft iſt dort die 
Gehöftſperre fortzuſetzen. a 

Wird die Erlaubnis zur Ueberführung der Pferde in einen anderen Polizeibezirk erteilt, ſo muß 
die Polizeibehörde dieſes Bezirks von der Sachlage in Kenntnis geſetzt werden. 


8 5. rn 
Fuhrwerke, die mit Pferden aus einem verſeuchten Gehöfte befpannt find, haben eine Tafel mit 
der Inſchrift: „Pferde⸗Influenza“ zu führen. Dieſe Tafel iſt bei den zur Führung einer Ortstafel ver⸗ 
ee Fuhrwerken neben dieſer, bei den übrigen Fuhrwerken an dem Geſchirr an ſichtbarer Stelle an⸗ 
zubringen. 


86. 
Pferde, die aus einem verſeuchten Gehöfte ſtammen, dürfen in fremde Gehöfte nicht eingeſtellt 
werden. Fremde Futterkrippen, Tränkeimer oder Gerätſchaften dürfen für ſolche Pferde nicht benutzt werden. 


8 7. 
Das Seuchengehöft iſt für fremde Pferde geſperrt. Die Sperre kann auf die von den kranken 
und ſeucheverdächtigen Pferden benutzten Teile des Gehöftes beſchränkt werden, ſofern dies nach dem Gut⸗ 
achten des beamteten Tierarztes ohne Gefahr der Seuchenverſchleppung durchführbar iſt. 


§ 8. 

Die Seuche gilt als erloſchen und die angeordneten Schutzmaßregeln ſind aufzuheben, wenn nach 
Abheilung des letzten Krankheitsfalles oder nach Entfernung ſämtlicher kranken oder ſeuche verdächtigen 
Pferde aus dem Beſtande (vgl. $ 4 Abſ. 2) eine Friſt von 5 Wochen vergangen, alsdann die Unver⸗ 
dächtigkeit der Pferde durch den beamteten Tierarzt feſtgeſtellt und wenn die vorſchriftsmäßige Desinfektion 
(8 9) erfolgt iſt. Nach Aufhebung der Schutzmaßregeln tit das Erlöſchen der Seuche in gleicher Weiſe 
wie der Ausbruch der Seuche (8 1) zur öffentlichen Kenntnis zu bringen. 

9. 

Zur Desinfektion der Stallungen und ſonſtigen Räumlichkeiten, in denen ſeuchekranke Pferde ge⸗ 
ſtanden haben, iſt zunächſt nach Maßgabe der 88 4 bis 8 der Anweiſung für das Desinfektions verfahren 
bei anſteckenden Krankheiten der Haustiere (Anlage A der Bundesrats⸗Inſtruktion vom 27. Juni 1895) 
eine gründliche Reinigung und Lüftung vorzunehmen, darauf hat nach § 9 derſelben Anweiſung eine 
Uebertünchung der Stalldecken, Wände und Gerätſchaften, ſowie eine Abſchlämmung des Fußbodens mit 
Kalkmilch zu erfolgen, die aus friſch gelöſchtem Kalk hergeſtellt iſt. Eiſenteile ſind mit Teer, Lack oder 
Oelfarbe zu beſtreichen. Das gleiche Verfahren iſt bei Holz⸗ und Steinteilen an Stelle der Uebertünchung 
mit Kalkmilch anwendbar. Die Abfuhr des Düngers iſt womöglich mit durchgeſeuchten Pferden oder mit 
Rindergeſpanne und jedenfalls in der Weiſe zu bewirken, daß eine Berührung mit anderen Pferden nicht 
ftattfindet. An Stelle der Düngerabfuhr iſt unter Umſtänden das Aufſtapeln und die mindeſtens 4 wöchent⸗ 
liche Lagerung des Düngers an paſſenden Plätzen zu geſtatten. 8 

Die Desinfektion iſt von dem beamteten Tierarzt anzuordnen. Die Polizeibehörde hat die Aus⸗ 
führung der Desinfektion zu überwachen. 10 


Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden Beſtimmungen unterliegen, inſofern nicht nach den 
beſtehenden Geſetzen, insbeſondere nach $ 328 des Strafgeſetzbuches eine höhere Strafe verwirkt tft, 
der Strafvorſchrift des § 66 Ziffer 3 und 4 des Reichsviehſeuchengeſetzes vom 23. Juni 1880/1. Mai 1894. 


gu. 
Die Anordnung tritt am 1. Oktober 1908 in Kraft. 
12. 
Die Aufhebung dieſer Anordnung wird erfolgen, ſobald die im Eingang bezeichnete Seuchengefahr 
nicht mehr beſteht. 


Frankfurt a. O., den 17 September 1908. 
Der Regiernugspräfident. 


Zr Redigiert im Bureau der Köni 1. Regierung zu Frankfurt a. 0 
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